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Gestaltung der Nachkriagsepoche in Europa

Immer mehr streben die Staaten Ost- und Mitteleuropas eine

Die Regionen in Europa gewinnen immer mehr an Bedeutung, wir 
werden dafür eintreten, daß sie die notwendigen Mitsprache- 
und Mitwirkungsrechte erhalten.

Die Neuordnung Europas, deren Ziel die politische Union ist, 
kann nur auf der Grundlage einer Gemeinschaft von freien 
Völkern und Staaten geschaffen werden. Dabei muß der Födera­
lismus auch in einem vereinten Europa das Ordnungsprinzip 
bleiben.

Die Nachkriegsepoche in Europa geht zu Ende. Freiheit und 
Demokratie haben über Sozialismus und Diktatur gesiegt.
Neben den Deutschen in der DDR sind Polen, Ungarn und die 
CSFR in die Freiheit aufgebrochen und kehren in das freie 
Europa zurück.

Dringlichkeitsantrag für den Parteitag am 
13. und 14. Juli 1990 in Nürnberg

Unsere Politik galt stets der Freiheit, dem Selbstbestim­
mungsrecht und der Verwirklichung der Menschenrechte. Frei­
heit und Selbstbestimmung haben wir nicht nur für unser 
Volk, sondern stets für alle Völker und Volksgruppen in 
Europa gefordert.

Unsere Verantwortung für Europa endet nicht an den Grenzen 
der Europäischen Gemeinschaft. Zu diesem Europa, das wir 
bauen wollen, gehören auch die Völker und Volksgruppen in 
Mittel- und Osteuropa.
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Ein wirksamer Minderheitenschutz und angemessene Volksgrup­
penrechte sind unverzichtbar für das friedliche Zusammenle­
ben der Völker und Volksgruppen in Europa. Nur so können 
dauerhaft Verständigung und Versöhnung erreicht werden.

- Die Achtung und den Schutz der Menschenrechte,
- die Anerkennung des Selbstbestimmungsrechts und des Rechts 

auf die Heimat,
- die Gewährung und Respektierung umfassender Volksgruppen- 
und Minderheitenrechte,

- volle Freizügigkeit in Europa und die Möglichkeit in die 
angestammte Heimat zurückzukehren.

enge Zusammenarbeit mit den Staaten der Europäischen Gemein­
schaft an. Wir sind zur Kooperation bereit. Dies setzt aber 
voraus:

Nach der Aussöhnung mit dem Westen streben wir ein gutes 
Miteinander mit unseren östlichen Nachbarstaaten an. Wirkli­
che Aussöhnung kann nur auf der Grundlage der vollen ge­
schichtlichen Wahrheit geschehen. Wir haben nie die Verbre­
chen, die im deutschen Namen begangen wurden, geleugnet.
Vaclav Havel hat mit seinen Worten zur Vertreibung der Sude­
tendeutschen einen entscheidenden Beitrag zur Aussöhnung

Wir fordern alle Staaten in Europa auf, den in ihrem Bereich 
lebenden Volksgruppen und ethnischen Minderheiten die Rechte 
zuzugestehen, die ihnen gemäß der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte der Vereinten Nationen vom 10. Dezember 1948, 
dem Internationelen Pakt über bürgerliche und politische 
Rechte vom 16. Dezember 1966 sowie KSZE-Schlußakte von 
Helsinki vom 1. August 1975 und der der abschließenden Doku­
mente von Madrid vom 6. September 1983 und von Wien vom 15. 
Januar 1989 zustehen.

Hergestellt im
 Archiv für Christlich-Soziale

Politik der Hanns-Seidel-Stiftung - W
eitergabe nicht gestattet. Reproduktion und Veröffentlichung nur m

it schriftlicher Genehm
igung des ACSP

ACSP, PT19900713-6



3

zwischen Deutschland und der Tschechoslowakei geleistet.

Uns bietet sich im letzten Jahrzehnt dieses von Völkerhaß,

Das Heimatrecht ist ein anerkannter Grundsatz des Völker­
rechts, der für alle Völker und Volksgruppen gilt. Die 
politischen Verhältnisse in Ost- und Mitteleuropa müssen so 
gestaltet werden, daß das Recht auf die angestammte Heimat 
vernünftig realisiert werden kann.

In einem Europa der Regionen, das wir anstreben, werden 
Grenzen ihren trennenden Charakter verlieren und die 
Funktion von Brücken haben.

Die deutschen Heimatvertriebenen haben bereits 1950 in ihrer 
Charta feierlich auf Rache und Vergeltung verzichtet und die 
Hand zur Versöhnung ausgestreckt.

Wir erwarten daher auch von polnischer Seite ein deutliches 
und offizielles Wort zu dem Leid, das Deutschen mit der Ver­
treibung aus ihrer Heimat zugefügt wurde.

Die Entschließung des Deutschen Bundestages vom 21. Juni 
1990 zur Westgrenze Polens, die schmerzlich aber unvermeid­
bar war, darf keine Einbahnstraße sein. Daher muß in einem 
erst von einem wiedervereinigten Deutschland mit der Repu­
blik Polen auszuhandelnden Vertrag von polnischer Seite den 
Deutschen in ihrem Bereich alle Rechte eingeräumt werden, um 
als deutsche Minderheit in Freiheit und Selbstverantwortung 
leben zu können.

Wenn in einem zusammenwachsenden Europa die Grenzen immer 
mehr an Bedeutung verlieren, muß es möglich sein, daß Deut­
sche, die dies wollen, in ihre Heimat zurückkehren dürfen.
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Antragsteller:

Dr. Theo Waigel, MdB
Dr. Wolfgang Boetsch, MdB
Erwin Huber, MdL
Eduard Lintner, MdB 
Franz Neubauer
Dr. Fritz Witnunann, MdB

Kriegen, Flucht und Vertreibung gekennzeichneten 
Jahrhunderts die Chance, ein Europa der Freiheit, des Rechts 
und des Friedens zu schaffen.
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CsSW
bl/12.07.1990

Antrag an den Parteitag der CSU
Der Parteitag der CSU möge beschließen:

2.

Der Antrag wird unterstützt von:
Name: Vorname Unterschrift:

Az01

Helmut Bloß, Stadtrat 
Delegierter

An den Parteitag der CSU 
am 13./14. Juli 1990 in Nürnberg

Das Unterschriftenquorum für gewerkschaftliche Vorschlags­
listen entfällt. Die Unterschriftenzahl für freie Listen 
wird auf 50 herabgesetzt.

Helmut Bloß, Stadtrat, Verdistraße 2 
8500 Nürnberg 60, Telefon d 0911/226659

Für die Einreichung von Listen und die Bildung der Wahlvorstän- 
de sollten im übrigen dieselben Bestimmungen wie in der Wahl­
ordnung des Betriebsverfassungsgesetzes gelten. Das bedeutet 
im einzelnen:
1. Bei der Gründung des Wahlvorstandes müssen die im Betrieb 

vertretenen Gewerkschaften mit einem nicht stimmberechtig­
ten Mitglied im Wahlvorstand vertreten sein. Hinweis: Die 
einseitige Besetzung eines WahlVorstandes, die jetzt bei 
den Betriebsratswahlen nicht mehr möglich ist, ist bei den 
Aufsichtsratswahlen derzeit immer noch möglich.

Die CSU-Landesgruppe im Deutschen Bundestag wird aufgefordert, 
darauf zu dringen, endlich die verschiedenen Gesetze und Vor­
schriften im Bereich der Aufsichtsratswahlen zu vereinheitli­
chen und zu demokratisieren.

Begründung: Es ist unverständlich, immer vom "mündigen Ar­
beitsnehmer" zu reden, ihm aber im Bereich der Mitbestim­
mung diese Mündigkeit abzusprechen. Die mündigen Arbeitneh­
mer benötigen keinen Vormund in Form von Wahlmännern. Im üb­
rigen könnten die immensen Kosten, die das jetzige Wahlver­
fahren unnötigerweise verursacht, besser dem Arbeitnehmer 
in Form von Sozialleistungen zugute kommen.

So sollte für alle Aufsichtsratswahlen, sowohl im Montan-Be- 
reich als auch im Bereich des Mitbestimmungsgesetzes von 1976 
die Direktwahl (Urwahl) zwingend vorgeschrieben werden.
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Der Parteitag möge beschließen:

- Abfälle soweit wie möglich zu vermeiden,

- die Reststoffe umweltunschädlich abzulagern

2 -

Die Bundesregierung wird aufgefordert, die gesetzlichen Vor­
aussetzungen zu schaffen, daß bei der Verwirklichung des 
Dualen Entsorgungskonzepts durch die Industrie, die im Rah­
men der öffentlichen Entsorgung geschaffenen und im Vollzug 
des Bayerischen Abfallwirtschaftsgesetzes zu erweiternden 
Einrichtungen zur Erfassung (Bringsystem und Holsystem) und 
zur Verwertung von Abfällen berücksichtigt werden müssen.

Dringlichkeitsantrag
zum csü-Parteitag in Nürnberg, 13./14. Juli 1990

Die entsorgungspflichtigen Landkreise und kreisfreien Städte 
werden aufgefordert, die Ziele des am 1.7,90 in Kraft getre­
tenen Bayerischen Abfallwirtschaftsgesetzes und des Abfall­
wirtschaftskonzeptes ,

durch die Schaffung neuer und die Erweiterung bestehender 
Verwertungs- und Entsorgungseinrichtungen ehestmöglich umzu­
setzen.

- unvermeidliche Abfälle soweit wie möglich wiederzuverwen­
den und zu verwerten,

- unvermeidliche, nicht verwertbare Abfälle zu mineralisie­
ren und
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Insbesondere ist durch bundesrechtliche Regelung sicherzu­
stellen, daß die Mehrwegsysteme auch im Dualen Entsorgungs­
konzept erhalten bleiben und ausgebaut werden.
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Schutz des angeborenen Lebens

Der Parteitag möge beschließen:

2.

Das gilt auch für eine vorübergehende Fortgeltung der Fri­
stenregelung in der DDR nach der Wiedervereinigung.

Peter Keller, MdB 
Landesvorsitzender der 
Arbeitnehmer-Union (CSA)

Dringlichkeitsantraq
an den CSU-Parteitaq am 13./14. Juli 1990 in Nürnberg

1. Die Übernahme der derzeit in der DDR geltenden Fristenre­
gelung beim Schwangerschaftsabbruch für die Bundesrepu­
blik Deutschland ist entschieden abzulehnen.

Die CSA fordert die CSU-Fraktion im Bayerischen Landtag 
und die CSU-Landesgruppe im Deutschen Bundestag auf, sich 
mit aller Kraft für die Verabschiedung eines Bundesbera­
tungsgesetzes einzusetzen.

Dieses Gesetz darf nicht hinter den bewährten Regelungen 
des bayerischen Gesetzes zurückstehen. Zumindest muß für 
Bayern die zeitliche und räumliche Trennung bei der Bera­
tung weiter gewährt werden.
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Begründung:

Das

auf

für 
eine

Zu 1:
Die CSA wird weiterhin vorbehaltlos für den Schutz des unge­
borenen menschlichen Lebens eintreten. Daß die Bayerische 
Staatsregierung die Normenkontrollklage zur Überprüfung der 
Verfassungsmäßigkeit der Finanzierung von Schwangerschaftsab­
brüchen durch die Krankenkassen eingereicht hat, ist ein 
wichtiger Schritt zur Erreichung unseres Zieles.

ist erforderlich, um
besonderen Konfliktsituationen

unter Darlegung aller Alternativen und 
eine hierauf gründende, sorgfältige 

Dieses

elementarste Grundrecht, das Recht auf Leben, darf nicht 
faktisch aus dem Grundgesetz gestrichen werden. Im Gegenteil 
sollte Art. 2 Abs. 2 des Grundgesetzes zur Klarstellung noch 
dahingehend ergänzt werden, daß es heißt: "Jeder hat das 
Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit von der Emp­
fängnis bis zum natürlichen Tod".

Jetzt heißt es, der Einführung der Fristenregelung Wider­
stand zu leisten, die die Tötung ungeborener Kinder in den 
ersten 3 Monaten ihres Lebens freigibt. Dies widerspricht 
der Verpflichtung des Staates, das ungeborene Leben vor An­
griffen in Schutz zu nehmen, auch wenn sie von Vater und Mut­
ter ausgehen.

Die Überwindung der Teilung darf sich nicht nur auf die Fi­
nanz- und Wirtschaftsordnung erstrecken. Die Wiedervereini­
gung muß vor allem auch die Einheit in der Wertordnung her­
beiführen.

Da das Grundgesetz nach der Wiedervereinigung im gesamten 
Deutschland Gültigkeit haben wird, kann nicht in einem Teil­
bereich - auch nicht vorübergehend - die Fristenlösung beibe­
halten werden.

Zu 2:
Das neue Bundesberatungsgesetz 
schwangere Frauen in 
sorgfältige Beratung 
Hilfeleistungen sowie eine hierauf gründende, 
Entscheidung der Schwangeren herbeizuführen. Dieses Ziel 
kann keinesfalls als Einschränkung der Entscheidungsfreiheit 
der werdenden Mutter gesehen werden - wie vielfach behaup­
tet. Im Gegenteil vergrößert eine längere und gründlichere 
Bedenkzeit nicht nur die Chancen für das ungeborene menschli­
che Leben, sondern beugt zugleich den vielfach vernachlässig­
ten negativen physischen und psychischen Nachwirkungen eines 
Schwangerschaftsabbruchs entgegen und dient so auch dem 
Schutz der Gesundheit betroffener Frauen.
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Dringlichkeitsantraq

Antragsteller: Parlament. Staatssekretär Wolfgang Gröbl, MdB

Eine große aktuelle Herausforderung ist für uns die Mit­
hilfe bei der Sanierung der in der DDR und in anderen Län­
dern Ost- und Mitteleuropas immer deutlicher erkennbaren, 
katastrophalen Umweltverhältnisse.

40 Jahre menschenverachtende Politik haben Wasser, Boden und 
Luft in der DDR mit so hohen Schadstoffmengen belastet, daß 
unverzügliche Maßnahmen der Umweltpolitik gefordert sind. 
Die CSU begrüßt die zahlreichen Hilfestellungen der Bundes­
regierung, der Bayerischen Staatsregierung und vieler Kom­
munen und Verbände und fordert dazu auf, verstärkt auch das 
bei uns bewährte Umwelt-Management von Verwaltung und Wirt­
schaft anzubieten. Darüber hinaus ist unsere Wirtschaft 
aufgefordert, durch rasche Investitionen die hohen Defizite 
des Umweltschutzes der DDR in der Energieversorgung, der 
Abwasserreinigung und Abfallwirtschaft abzubauen. Dies setzt 
allerdings notwendigerweise voraus, daß in der DDR zuvor die 
Weichen für die Soziale Marktwirtschaft gestellt werden, 
damit die Energieversorgung und Abfallwirtschaft privat 
betrieben werden können.

Ergänzung zum Leitantrag 
"ümweltpolitik ist Politik für das Leben11

...

Die CSU geht davon aus, daß die erheblichen Summen zur Sa­
nierung der Umweltschäden in der DDR hauptsächlich von pri­
vaten Investoren aufgebracht werden müssen. Staat und Kom­
munen in der Bundesrepublik sollen dagegen überwiegend mit 
der Förderung von Pilotprojekten und mit personeller Hilfe­
stellung die privaten Investitionen in der DDR ergänzen und 
gleichzeitig Technologietransfer ermöglichen.
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Umweltschutz ist Heimatschutz. Das gilt ganz besonders jetzt 
für unsere Landsleute in der DDR. Wir wollen ihnen helfen, 
daß ihre Heimat lebenswert bleibt oder wieder lebenswert 
wird - auch im Umweltschutz.

ns
4

Die in der DDR ausgewiesenen Naturschutzgebiete und die 
faktischen Naturschutzgebiete (einige militärische Sperr­
bezirke) sollen mit den in der Bundesrepublik Deutschland zu 
erweiternden Schutzgebieten zu einem wirksamen Biotop-Ver­
bundnetz verknüpft werden. Der ehemalige Todesstreifen an 
der innerdeutschen Grenze soll darüber hinaus zum Naturdenk­
mal gestaltet und dann als Symbol des Lebens gepflegt wer­
den. Dies soll die Menschen diesseits und jenseits nicht 
mehr trennen, sondern verbinden.
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